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und Jugendlichen das sozialistische Bildungs- und Er­
ziehungsziel vollständig oder nach den durch die phy­
sischen und psychischen Schädigungen verbliebenen 
Möglichkeiten erreichen. Die Schüler sollen befähigt 
werden, entsprechend der erreichten Qualifikation nach 
Maßgabe ihrer Kräfte in der sozialistischen Gesellschaft 
zu wirken und aktiv am gesellschaftlichen Leben teil­
zunehmen. Für die berufliche Aus- und Weiterbildung 
geschädigter Erwachsener sind erforderlichenfalls son­
derpädagogische Maßnahmen zu sichern.

(3) In den einzelnen Sonderschulen sind die Bildungs­
stufen so aufeinander abzustimmen, daß unter Umstän­
den ein Übergang aus sonderpädagogischen in all­
gemeine Bildungseinrichtungen erfolgen kann. Die Son­
derschulen sind nach pädagogischen und medizinischen 
Grundsätzen zu differenzieren.

(4) Für verhaltensgestörte Kinder und Jugendliche, 
die nach Entscheidung der örtlichen Organe des Ge­
sundheitswesens und für Volksbildung keine örtliche 
Schule besuchen können, sind sonderpädagogische Maß­
nahmen einzuleiten.

(5) Das Ministerium für Volksbildung gewährleistet 
in Zusammenarbeit mit dem Ministerium für Gesund­
heitswesen die Bildung und Erziehung der physisch 
bzw. psychisch Geschädigten. Dazu gehört eine syste­
matische Früherfassung der Geschädigten.

(6) Schüler und Absolventen aus Sonderschulen kön­
nen eine Berufsausbildung oder eine Ausbildung auf 
einem Teilgebiet eines Berufes erhalten.

4. A b s c h n i t t  

Jugendhilfe und ihre Einrichtungen

§20
(1) Elternlosen und entwicklungsgefährdeten Kindern 

und Jugendlichen ist eine positive Entwicklung im 
Sinne des sozialistischen Erziehungsziels zu sichern.

(2) Die Jugendhilfe wirkt mit, der Vernachlässigung 
und sozialen Fehlentwicklung von Kindern und Jugend­
lichen und der Jugendkriminalität vorzubeugen. Sie 
berät die für die Erziehung Verantwortlichen und trifft 
mit ihnen gemeinsam verbindliche Festlegungen zur 
Sicherung der Umerziehung von schwierigen und straf­
fälligen Minderjährigen und leitet die dazu erforder­
lichen staatlichen Maßnahmen ein.

(3) Zur Sicherung eines geordneten Lebensweges 
elternloser und entwicklungsgefährdeter Minderjähriger 
legen die Organe der Jugendhilfe die Aufgaben der für 
die Erziehung Verantwortlichen verbindlich fest. Sie 
führen die staatliche Aufsicht über die Betreuung und 
Erziehung dieser Minderjährigen und sichern die Rechte 
und Interessen von Kindern und Jugendlichen, deren 
Eltern zur Ausübung der elterlichen Sorge nicht berech­
tigt sind.

(4) Bei der Lösung der in den Absätzen 2 und 3 ge­
nannten Aufgaben stützt sich die Jugendhilfe auf die 
anderen Staats- und Wirtschaftsorgane, arbeitet eng mit 
den gesellschaftlichen Organisationen zusammen und 
bezieht die Bevölkerung unmittelbar in die Arbeit ein.

(5) Der Jugendhilfe unterstehen Spezialheime zur 
Umerziehung von erziehungsschwierigen und straffälli­
gen Minderjährigen und Normalheime für die Unter­

bringung und Erziehung elternloser und entwicklungs­
gefährdeter Kinder und Jugendlichen. Sie leitet die ihr 
unterstellten Einrichtungen an und beaufsichtigt sie.

5. A b s c h n i t t

Zur Hochschulreife führende Bildungseinrichtungen

§21
(1) Alle Schüler mit abgeschlossener Oberschulbildung 

und Werktätige mit einer Bildung, die dem Niveau der 
Oberschulbildung entspricht, können auf verschiedenen 
Wegen die Hochschulreife erwerben.

(2) Absolventen der Oberschule können durch den 
Besuch der Erweiterten allgemeinbildenden polytech­
nischen Oberschule — im folgenden Erweiterte Ober­
schule genannt — und der Abiturklassen in den Einrich­
tungen der Berufsausbildung die Hochschulreife er­
werben. Diese Einrichtungen führen die Schüler in zwei 
Jahren zum Abitur und vermitteln gleichzeitig eine be­
rufliche Ausbildung.

(3) Die Erweiterten Oberschulen und die Abitur­
klassen in den Einrichtungen der Berufsausbildung 
festigen die auf den vorhergehenden Stufen erworbenen 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten und entwik- 
keln sie weiter. Uber die erweiterte und vertiefte All- 
gemeinbildflng hinaus kann der Unterricht entsprechend 
der späteren Studienrichtung der Schüler differenziert 
werden. Durch hochschulgemäße Formen und Methoden 
der Wissensaneignung und Fähigkeitsentwicklung wie 
Übungen, Seminare, Selbststudium, Konsultationen sind 
die Schüler an Methoden des selbständigen wissen­
schaftlichen Studierens zu gewöhnen. Sie sind in erster 
Linie auf ein Hochschulstudium vorzubereiten.

(4) Die Hochschulreife kann ferner durch den Besuch 
von Spezialschulen und Spezialklassen, Volkshoch­
schulen und anderen Einrichtungen der Weiterbildung 
der Werktätigen erworben werden. An den Universi­
täten und Hochschulen kann eine Sonderreifeprüfung 
abgelegt werden. Zur Vorbereitung auf das Hochschul­
studium können an Universitäten und Hochschulen 
Lehrgänge im Direkt- und Abendstudium durchgeführt 
werden. An Ingenieur- und Fachschulen erwerben die 
Studierenden mit der Abschlußprüfung die Hochschul­
reife.

(5) Zu den zur Hochschulreife führenden Bildungs­
einrichtungen werden die besten und befähigtsten Be­
werber zugelassen. Dabei ist die soziale Struktur der

^ Bevölkerung zu beachten.

§22
(1) Das Ministerium für Volksbildung hat im Einver­

nehmen mit dem Staatssekretariat für das Hoch- und 
Fachschulwesen die Anforderungen an die Hochschul­
reife zu bestimmen und ein einheitliches Niveau in 
allen zur Hochschulreife führenden Bildungseinrichtun­
gen zu sichern.

(2) Die Staatliche Plankommission legt im Einver­
nehmen mit dem Ministerium für Volksbildung und 
dem Staatssekretariat für das Hoch- und Fachschul­
wesen fest, für welche Berufe in den Erweiterten Ober­
schulen und in Abiturklassen in den Einrichtungen der 
Berufsausbildung ausgebildet wird und welche beruf­
liche Qualifikation dabei zu erreichen ist.


